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•2. Für den Fall der Zuwiderhandlung wird der An­
tragsgegnerin ein Zwangsgeld in Höhe von 300 M auferlegt.

3. Die einstweilige Anordnung verliert ihre Wirksam­
keit, falls nicht bis zum 30. November 1977 Klage erhoben 
worden ist.

4. Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragsgegnerin.
Eine Klage wurde vom Antragsteller bis zum 30. No­

vember 1977 nicht erhoben.
Von der Antragsgegnerin wurde Beschwerde eingelegt 

mit dem Antrag, unter Aufhebung des angefochtenen Be­
schlusses den Antrag des Antragstellers auf Erlaß einer 
einstweiligen Anordnung zurückzuweisen und die gesam­
ten Kosten des Rechtsstreits dem Antragsteller aufzuerle­
gen.

Die Antragsgegnerin hat diesen Antrag im wesentlichen 
damit begründet, daß eine Dringlichkeit für den Erlaß 
einer einstweiligen Anordnung nicht Vorgelegen habe.

Die Beschwerde war begründet.

Aus der Begründung:
Da vom Antragsteller in der ihm aufgegebenen Frist keine 
Klage erhoben wurde, hat die einstweilige Anordnung mit 
Ausnahme der Kostenentscheidung mit dem 1. Dezember 
1977 ihre Wirksamkeit verloren, so daß insoweit die Be­
schwerde gegenstandslos wurde. Daraus folgt, daß vom 
Senat lediglich die Kostenregelung zu überprüfen war.

Die gesetzliche Grundlage für eine Kostenentscheidung 
ist § 174 ZPO. Da im vorliegenden Fall keine Vorausset­
zungen Vorlagen, nach § 174 Abs. 2 ZPO von der allgemei­
nen Regelung des § 174 Abs. 1 ZPO abzuweichen, waren 
der unterliegenden Prozeßpartei die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen. Diese Entscheidung setzt eine Sachprüfung 
voraus.

Dabei war festzustellen, daß die für den Erlaß einer 
einstweiligen Anordnung gemäß § 16 Abs. 1 ZPO erforder­
liche Dringlichkeit nicht vorlag. Die Antragsgegnerin hatte 
zwar zum Teil andere Türschlösser in der früheren ehe­
lichen Wohnung einbauen lassen und dadurch dem An­
tragsteller den Zutritt verwehrt. Er nutzte aber die frü­
here eheliche Wohnung seit Februar 1977 lediglich in der 
Form, daß er Gegenstände dort aufbewahrte. Im übrigen 
hielt er sich ständig in der Wohnung seiner Eltern mit 
auf. Er hat kein dringliches Bedürfnis für den Zugang 
zur Wohnung dargetan, sondern lediglich glaubhaft ge­
macht, daß er auf die Nutzung der Wohnung angewiesen 
ist, weil ihm bisher keine andere zugewiesen wurde. Da 
er in der früheren ehelichen Wohnung lediglich Gegen­
stände abgestellt hat, ohne die Wohnung tatsächlich zu 
nutzen, hätte er sein Recht auf Zugang in einem regulä­
ren Klageverfahren durchsetzen können. Nicht unwesent­
liche Nachteile wären damit für ihn nicht verbunden ge­
wesen.

Deshalb wäre der Antrag auf Erlaß einer einstweiligen 
Anordnung kostenpflichtig abzuweisen gewesen.

Da die vom Kreisgericht erlassene einstweilige Anord­
nung bereits nicht mehr wirksam ist, war lediglich noch 
die Kostenentscheidung aufzuheben. Die Kosten waren 
dem Antragsteller aufzuerlegen.

§ 175 Abs. 1 Satz 2 ZPO.
Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens hat der verklagte 
Einzelhandelsbetrieb zu tragen, wenn der Käufer seine 
Klage deshalb zurücknimmt, weil der Herstellerbetrieb 
während des Verfahrens den gegen den Einzelhandelsbe­
trieb geltend gemachten Garantieanspruch erfüllt hat.
BG Dresden, Beschluß vom 2. Mai 1978 — 8 BZR 228/78.

Der Kläger kaufte in einer Verkaufsstelle der Verklagten 
zwei Hi-Fi-Boxen zum Preis von 500 M. Drei Monate spä­
ter erhob er Klage, mit der er Preisrückzahlung, hilfsweise 
Ersatzlieferung, geltend gemacht hat.

Das Kreisgericht erließ nach der mündlichen Verhand­
lung eine Beweisanordnung, nach der das Amt für Stan­
dardisierung, Meßwesen und Warenprüfung (ASMW) ein

Gutachten über die vom Kläger behaupteten Mängel er­
statten sollte. Etwa fünf Wochen später teilte der Kläger 
der Verklagten mit; daß die Boxen vom Herstellerbetrieb 
untersucht würden. In der folgenden mündlichen Verhand­
lung erklärte der Kläger, daß er durch die Übersendung der 
Boxen an den Herstellerbetrieb eine billigere Prüfung der 
Qualität der Boxen habe ermöglichen wollen, als das beim 
ASMW möglich sei. Der Herstellerbetrieb habe festgestellt, 
daß- die Boxen mangelhaft seien, und deshalb Ersatz ge­
liefert. Danach erklärte der Kläger die Rücknahme der 
Klage.

Das Kreisgericht hat die Verfahrenskosten gemäß § 175 
Abs. 1 Satz 1 ZPO dem Kläger auferlegt.

Gegen diesen Beschluß richtet sich die Beschwerde des 
Klägers, mit der er unter Aufhebung des kreisgerichtlichen 
Beschlusses beantragt, die Kosten des Rechtsstreits der 
Verklagten aufzuerlegen. Dazu hat er vorgetragen: Die 
Kostenentscheidung stehe im Widerspruch zu den Ergeb­
nissen der Beweisaufnahme. Es sei die Frage zu entschei­
den gewesen, ob die Boxen mit Mängeln behaftet gewesen 
seien oder nicht. Da die Verklagte das Vorliegen von Män­
geln bestritten habe, habe das Kreisgericht die Beiziehung 
eines Sachverständigengutachtens vom ASMW angeordnet. 
Weil er erfahren habe, daß dies erhebliche Auslagen ver­
ursachen werde, die in keinem Verhältnis zum Wert der 
Boxen stünden, habe er sich nach Abstimmung mit der 
Verklagten entschlossen, die Boxen dem Herstellerwerk 
zur Überprüfung zu übergeben. Das Herstellerwerk habe 
festgestellt, daß die vom Kläger gerügten Mängel bestan­
den, und sich sofort bereit erklärt, ihm Ersatzboxen zu 
schicken. Da für ihn damit das Verfahren erledigt gewesen 
sei, habe er Klagerücknahme erklärt.

Die Beschwerde hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Nach § 175 Abs. 1 Satz 2 ZPO kann das Gericht bei einer 
Klagerücknahme auch dem Verklagten die Kosten ganz 
oder teilweise auferlegen, wenn er zur Klage Anlaß gege­
ben hat oder wenn das nach den Umständen gerechtfertigt 
ist. Letzteres ist in der vorliegenden Sache der Fall.

Im Interesse einer schnellen und unkomplizierten 
Durchsetzung berechtigter Garantieansprüche wurde im 
ZGB eine Regelung getroffen, die dem Bürger verschiedene 
Möglichkeiten eröffnet. Im Rahmen der Garantie nach § 149 
ZGB kann der Käufer alle Ansprüche (vgl. § 151 Abs. 1 
Ziff. 1 bis 4 ZGB) beim Verkäufer geltend machen. Er kann 
sich während der gesetzlichen Garantiezeit aus der gesetz­
lichen Garantie nach §§ 151, 157 ZGB an den Verkäufer, 
den Hersteller und die Vertragswerkstatt und aus der 
Zusatzgarantie an den Hersteller und in der Regel auch 
an eine Vertragswerkstatt wenden, wobei Garantiean­
sprüche gegen der Hersteller auch beim Verkäufer geltend 
gemacht werden können (§150 Abs. 4 Satz 2 ZGB). Die 
Zusatzgarantie des Herstellers gibt dem Käufer weitere 
Rechte, die er wahlweise anstelle der Ansprüche aus der 
Garantie wahrnehmen kann.

In vorliegender Sache hat der Kläger gegen einen Ein­
zelhandelsbetrieb (den Verklagten) Garantieansprüche aus 
der gesetzlichen Garantie geltend gemacht. Daran ändert 
auch nichts, daß schließlich der Hersteller den Anspruch 
erfüllt hat. Das ZGB stellt es nicht darauf ab, ob vertrag­
liche Beziehungen bestehen oder nicht, sondern ermöglicht 
es durch den direkten Anspruch gegenüber dem Hersteller 
oder seiner Vertragswerkstatt, unmittelbar dort auf den 
Mangel aufmerksam zu machen, wo dessen Ursachen 
gesetzt worden sind und wo zur Überwindung des Mangels 
die erforderlichen Maßnahmen getroffen werden können. 
Der Kläger hat — motiviert durch vermeintlich hohe Gut­
achterkosten — im Ergebnis einen solchen Weg beschritten.

Der Hersteller hat den Garantieanspruch des Klägers 
anerkannt und durch Ersatzlieferung erfüllt. An diese Ent­
scheidung ist der Einzelhandelsbetrieb gebunden, da der 
Hersteller über die besseren technischen Einrichtungen zur 
Prüfung der Mängel der Ware verfügt.

Der Kläger, der mit seinem Klage(Garantie)-Anspruch 
im Ergebnis Erfolg hatte, kann demzufolge nicht mit den 
Kosten des Verfahrens belastet werden.


